
straße Entscheidungen

Grundlage für viele sachgerechte Lösungen wurde,B kann

auch für"die hier besprochenen Fallgestaltungen hilfreich

sein. Greifen .t"atlich. Maßnahmen, erwa die Anforderung

von LKW oder anderem Gerät, direkt in den Betrieb ein und

machen die Leistung unmöglich oder nur mit erheblichen

Einschränkungen eriüllbar; *itd *"tt - je nach individueller

Fallgestaltung-"von einer Störung der objektiven oder subjek-

ti'oei Gerchäitsgrundlage ausgehen können'e Auf der Rechts-

folgenseite kommt es dann enrweder zur Vertragsanpassung'

*"f i.r d., Regei bei längerfristigen Rahmenverträgen im Be-

reich der Konlraktlogistik der Fall ist' Zu denken wäre etwa

eine Aussetzung oderAufhebung zu erbringender Tiansporte

unter Beibehaltung der übrigen zu erbringenden Leistungen'

erwa der Kommissionierung oder Lagerhaltung' Bei reinen

Ti'ansporwerträgen wird man wohl in der Regel nicht umhin

komÄ.rl, den 
"Rücktritt 

oder die Kündigung nach S 313

Abs. 3 BGB als geeignete Rechtsfolge anzuwenden'

In dem eher unwahrscheinlichen Fall, dass das Tiansport-

mittel während eines auszuführenden Tiansports vom Staat

requiriert wird, hat man es mit einem Ablieferhindernis zu

tun, d"r, nicht dem fusikobereich des Frachtführers zuzu-

ordnen ist und mit den frachtrechtlichen Instrumentarien der

SS 418,419 HGB zu lösen ist.

Die Erfahrungen mit der Corona Pandemie und dessen Aus-

wirkung auf iertragliche Schuldverhältnisse sollten (nicht

,ru.) d.i Ti"nsportöchtler sensibilisieren, Vorkehrungen für

seine Mandant.n r,-, tt.ffett. Auf eine übiiche Force Majeure

Klausel, die das Austauschverhältnisse f,.j.t Zeiten des Krie-

ses aussetzt, sollte man sich nicht verlassen' Die'dargestellten

ö.r.,r. setzen nicht unbedingt einen Krieg voraus, sondern

erlauben bereits im Vorfeld einschneidende Maßnahmen' In

der gegenwärtigen Situation mlrss deshalb Sorge getragen

ENTSCH EIDU NGEN

werden, durch eine entsprechende vertragliche Vereinbarung

in Veruägen die Untemehmer vor Erfüllurrgs- und Schadens-

er."t 
"r.,s!rüche 

abzusichern. Nach S 21 Satz 2 BLG kann der'

Unternehmer gegenüber dern Staat zwar auch einen entgan-

genen Gewin.t oäet to.tstige Velmögensnachteile ersetzt ver-

i".rg.rr. Dies steht unte. der Prämisse, das dem lJnternehmer

"rrJonrr.r, 
eine ,unbillige Härten entsteht. Dies eröffnet wie-

der Ermessens- und Inierpretationsspielräume, auf die rnan

sich nicht verlassen sollte, Hinzu kommt, dass schnelle Ent-

schädigung von staatlicher Seite, das ist die Erfahrung bereits

lnZeiien ii.frt.tt Friedens, nicht erwartet werden kann'

lX. 5chlussbemerkung

Der Angriffskrieg Russlands auf die Ui<raine bietet in juris-

tischer üinsicht'tti.ht nur Anlass, sich rnit den völker- und

europarechtlichen Implikationen auseiuanderzusetzen' r0

Für den Tlansportrechtler - mehr noch für die gesamte Ver-

kehrswirtschaft - irt ., an der Zeit, sich rnit den Notstands-

vorschriften für den Güterkrafwerkehr in seiner gesatnten

Bandbreite auseinanderzusetzen' um sich zu vergegenwärti-

een, welche Maßnahmen im Falle eines n-rilitärischen Kon-

äikr. od., bereits in dessen Vorfeld aufTransport- und Spedi-

tionsunternehmen zu kommen können und auf die man sich

einstellen sollte, oder, um mit dem Strategen Clausewitz ztt

sprechen ,Das Wissen muss ein Können werden'url

Straße

Art. 17 CMR, 5 286 Abs. 1 ZPO

1. Eine tatrichterliche Beweiswürdigung unterliegt der

Korrektur des Berufungsgerichts nur bei Fehlern bei der

Beweiserhebung, Korrektur der Tatsachengrundlagen,

deren fehlerhafter Erfassung oder eine Feststellung neu-

er Tatsachen zulässig und geboten ist.

2. Feuchtigkeitsbeauftragungen auf feuchtigkeitssensi-

ble Güter während einer grenzüberschreitenden Beför-

derung begründen einen hinreichend konkreten Scha-

densverdacht eine Substanzbeschädigung i'S-d. Art' 17

8 Weller/Lieberbnecltt/Habrich, NJ\ü 2020, S 1017/1021 I
9 Ri)ntermann, NJ\7 2021, 5.265 tr'

70 Ygl.: Schnmhl,NJYI 2022, S.969 ff; lesenswert: Klrl' Empörung eines

t.lrl.,rr.n Völkerrechtsbewusstseins, F.A Z v 24'03'2022' S' 7 '

ll Carl uon Clauseuitz,Vour Kriegen, 2. Buch, 2 Kapitel' über die Theorie

des Krieges, S. 133.

CMR, aufgrund derer Kosten der Untersuchung der Gü-

ter zur Schadensfeststellung und -minderung zu erstat'

ten sind.

[Leitsätze des Einsender

OLG Bamberg, Hinweisbeschl. v' ZS'O9.ZOZI -'l U

194121

(vorgehend: LG Hof, IJtr. v. 26.04.2021 - 1 HK O 1/19)

Gründe:

Der Senat ist davon überzeugt, dass der Berufung der Be-

klagten gegen das Endurteil des Landgerichts Hof vom
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Entscheidungen straße

26.04.2021, Az.. 1 HK O 1/19, offensichtlich i'S'd' S 522

Abs.2 Satz 1 Nr. I ZPO die Erfolgsaussicht fehlt und auch

die weiteren Voraussetzungen für eine Entscheidung gem'

S 522 Abs. 2 Satz I ZJO vorliegen. Der Senat. beabsichtigt

äeshalb, die Berufung durch einstimmigen Beschluss zurück-

zuweisen. Gem. S 5iz AAg 2 Satz 3 ZPO weist der Senat der

Beklagten auf die beabsichtigte Entscheidung hin und gibt

ihm iugleich Gelegenheit zur Stellungnahme hierzu und zur

beabsichtigten Festsetzung des Berufungsstreirwerts'

I.

Zu Recht und auch mit zutreffender Begründungr hat das

Landgericht Hof der Klage vollumfänglich stattgegeben' Der

S.r,"ini--t daher zunächst auf die zutreffenden und über-

zeugenden Ausführungen im Ersturteil Bezug, die durch das

BeÄf,rngsvotbringen auch nicht entkräftet werden'

Zt den Berufungsangriffen ist lediglich Folgendes anzumer-

ken:

1. Die Angriffe der Beklagten gegen die Beweiswürdigung

des LandgJrichts und die dabei getroffenen Feststellungen

Jri.rg.r-r ii Anbetr".ht der Grunds'itze tatrichterlicher Über-

zeugingsbildung unter Berücksichtigung des berufungs-

,".htli.h..t Prüfungsumfangs nicht durch.

a) Aufgabe eines Zivilgerichtes ist es, aufgruld des gesam-

te.r Inlirit, der Verhandlungen einschließlich durchgeführter

Beweisaufnahme den Sachverhalt im \fege freier Beweis-

würdigung festzustellen, d.h. sich eine Uberzeugung von

de, VrährÄ.it oder Unwahrheit einer streitigen und entschei-

dungserheblichen Tätsachenbehauptung zu. bilden, S 286

eUs.-t ZpO. Die im Prozess gewonnenen Erkenntnisse darf

der Tatrichter folglich nach seiner eigenen individuellen Ein-

schätzung b.werien und ist hierbei lediglich an die Denk-,

Natur- nid E tf"ht,rttgs gesetze gebu nden (G rege r-Zö lle r ZP O,

33. Aufl., Rn. 13 ff. zu-S 286). Da eine absolute Gewissheit

auch in einem Zivilprozess in der Regel nicht zu erreichen

ist, darf und muss sich ein Zivilgericht jedoch für die Gewin-

nung der vollen Überzeugung von der \Tahrheit behaupteter

Tatsächen mit einem für das praktische Leben brauchbaren

Grad von Gewissheit begnügen, der Zwerfeln Schweigen ge-

bietet, ohne sie völlig auszuschließen. Dies bedeutet, dass

eine mathematische, Jede Möglichkeit eines abweichenden

Geschehensablauß ausschließende, von niemandem mehr

anzweifelbare Gewissheit nicht erforderlich ist (vgl' BGH

NJ\f 1970, S46; NJW 2004,777; NJ\fl-RR 2007,3r2)'
Einer Korrektur durch das Berufungsgericht unterliegt eine

solche tatrichterliche Entscheidung nur insoweit, als dem

Erstgericht Fehler bei der Beweiserhebung unterlaufen sind

odeieine Korrektur der Tätsachengrundlagen wegen eventu-

eller fehlerhafter Erfassung oder gar eine neue Feststellung

der Tatsachen geboten und zulässig ist' SS 529' 531 zPo'

Soweit der Tatrichter Sachverständigenbeweis erhebt, muss

er nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesgerichts-

hoß (vgl. u.a. BGIi VersR 20ö9, 518) auch die Außerungen

lron Srih,r.rrtändigen kritisch auf ihre Vollständigkeit und

\Tiderspruchsfreihiit prüfen und insbesondere auf die Auf-

kla.,rrrg von -Widerspiü.h..t hinwirken, die sich innerhalb

der Belutachtung eines Sachverständigen wie auch zwischen

de.r Airß.rrrng.n mehr.r.r Sachverständiger ergeben (vgl'

BGH NJ\f Dgl, rcll). Dies gilt insbesondere bei der Be-

urteilung besonders schwieriger wissenschaftlicher Fragen'

Erst wenn solche Aufldärungsbemühungen erfolglos geblie-

ben sind, dürfen Diskrepanzen vom Tatrichter frei gewür-

digt werden, indem einer Aussage bzw. einem Gutachten mit

lo[is.h nachvoliziehbarer Begründung der Vorzug gegeben

wird (vgl. BGH VersR 2001, 859).

b) Das Erstgericht ist unter Zugrundelegung dieser Maß-

gaben in niÄt ,.t beanstandender \7eise aufgrund der Fest-

A) Die Klägerin hat zur Überzeugung des Gerichts nachgewiesen, dass bei

Beladung d-er streitgegenständlichen Fließstoffgebinde diese schadens-' insb'

nässefrei waren.

Entgegen der Ansicht der Klägerin ist dies zwar nicht durch die Blind-

qritti*rng des Fahrers bei der Übernahme des Transportgutes bewiesen'

weil die .t-tspr..hende BGH-Rechtsprechung jeweils darauf abzielt, dass

die'Ware bei Übernahme nicht schadensfrei war. Dies war vorliegend al-

lerdings wohl in der Tat so, weil die rVare später weiterverwendet werden

ko..*. D"h., ist die ständige BGH-Rechtsprechung zur Blindquittierung

vorliegend nicht anwendbar.

Dies kann im Ergebnis aber dahinstehen. Denn der ZeugeJ, den das Ge-

richt entgegen d* Atff".rung der KIägerin sehr wohl zu vernehmen hatte

(die Kläg-eÄ se lbst hat diesen Zeugen zun Beweis angeboten; es wäre der

Klägeriri- hätte sie, wie durch sie mehrfach ausgeführt, die Vernehmung

d..Z.rg.t für überflüssig gehalten - unbenommen gewesen, das entspre-

chende öeweisangebot "uiü.k 
.rn.hmen) gab an, dass er als Belader bei der

Firma S - der Veisicher.ngsnehmerin der Klägerin - sich an die Beladung

erinnern konnte. Dies ist für das Gericht insoweit nachvollziehbar, da der

Zeuge ausführte, dass er an diesen Beladungsvorgang als ganzen aufgrund

d.r 
-Rü.klief.ttng 

aufgrund der Feuchtigkeit eine Erinnerung hatte Der

Zetge gab dann auch zw^t an' an den konkreten Beladevorgang keine

de"iäieit. Erint.rung mehr zu haben, rvas angesichts des Zeitahlaufes und

der Vielzahl der durch den Zeugen vorzunehmenden Beladevorgänge auch

nachvollziq[bar ist. Der Zeuge führte aber weiterhin glaubwürdig aus' dass

bei jedem Larlevorgang die Dichtigkeit kontrolliert werden muss' fetner

die hrage, ob der Laderaum nass ist und der Boden mit sogenannten Oce-

".p"p"i "trg.l.gt 
ist, einer Art Fließpapier, das Feuchtigkeit aufnehmen

k"m. O"h.it o"nte der Zeuge sicher sagen - und dies ist für das Gericht

glaubhaft und nachvollziehbar - dass zu dem Zeitpunkt, als das Ladegut'

iri,hi. di. FließstoFrollen, in den Lkw geladen wurden, dort keinerlei

Feuchtigkeit oder Nässe vorhanden rvar.

B) Daraus ergibr sich zwingend, dass Feuchtigkeitsauftragungen' die bei

der beabsicht-igten Entladung in Spanien durch die Veranrwortlichen des

Empfängers feitgestellt und zur Ablehnung der Annahme führten' während

d.rt 
".'rporr., 

!ntstanden sein müssen. Dies ist überdies belegt durch die

Angaben ier Zeugen J und S R sorvie A S Sämtliche Zeugen gaben nämlich

an, i.R.d. SchadÄsabwicklung bei der Retoure, d'h bei der Rückkunft

der'Waren, zugegen g€wesen zu sein. Dort seien Feuchtigkeitsschäden und

Risse in den Planen des Lkwt festzustellen gewesen'

So sab die Zeuein S R an, dass sie einzelne kleine Löcher im Dach der Plane

"rkil.t 
h"be. Z*a, h"be die Überprüfung der \(/are in Form stichproben-

artiger mikrobiologischer Untersuchungen ergeben, dass- diese ohne Befund

*"r".r, ,o dass letztlich eine \Teiterverwertung erfolgt haben könnte Die

Löcher der Plane seien aber von außen deutlich zu sehen gewesen'

Auch die Zeugin A S gab an, erkannt zu haben, dass aus irgendeinem Loch

bei der Lkw-Plane ein Stück Ast hervorgekommen sei Zudem bestätigte

der Zeuge J R nachdem er von oberhalb des Lkwt, nach Besteigen mit

einer Leier, einen Gesamtüberblick gehabt habe, habe er Löcher und Risse

gesehen, in die seiner Meinung nach lVasser hätte eindringen können'

Daraus ergibt sich für das Gericht zwingend, dass Feuchtigkeitsauftragun-

ger 
"uf 

den Fließstoffgebinden während des Tlansportes entstanden seien

äüss.r, d" t"ch den glaubhaften Angaben des Zerrgen T bei der Beladung

(also vor dem TranspÄrtbeginn) solche nicht vorhanden waren' Dies wird

wiederum bestätigt durch die nachvollziehbaren Ausführungen des Sach-

verständigen M Cder hinsichtlich der Verpackung ausgeführt hat, dass die

Verpacku-ng des konkreten Transportgutes für den Nässeschutz ausreichend

*"r, ,t*"l"t.att.itig zwischen den Parteien ein Direkttransport vereinbart

war und keine Umladung während des Transportes erfolgte'

C. Da es sich vorliegend um Fließsroffe handelte, war aufgrund der Feuch-

tigkeitsauftragung* b.i d., Ankunft am Empftngerort in Spanien auch

.1". hinreichÄd Lonkr.t.r Schadensverdacht für Fließstoff vorhanden,

die einen Substanzschaden im Sinne des Art' 17 CMR begründen (BGH'

Transportrecht ?:002, S. 440). Daher hat die Klägerin auch einen Schaden

nachgewiesen.
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straße Entscheidungen

stellungen des Sachverständigen G. im Gutachten vom
20.03 .2020 sowie der Einve rnahme mehrerer Zersgen zu der
Üb.tr..rg,rng gelangt, dass ldägerseits nachgewiesen worden
ist, dass die geltend gemachten Ansprüche nach Art. 77, 25
CMR bestehen.

aa) Zunächst ist festzuhalten, dass die einzelnen Aufwendun-
gen und damit die Anspruchshöhe nicht (mehr) angegriffen
wird. Gleiches gilt für die erstinstanzlich in Zweifel gezogene

Aktivlegitirnation.

bb) Es ist nicht zu beanstanden, dass das Landgericht nach

sachverständiger Beratung zu dem Ergebnis gekommen ist,
dass die streitgegenständlichen Fließstoffgebinde schadens-,
insbesondere nässefi'ei waren und daraus den Schluss gezogen
hat, dass Feuchtigkeitsauftragungen während des Ti"ansports
entstanden sein müssen.

Dass die \Vare von der Versicherungsnehmerin der Klägerin
ordnungsgemäß verpackt wurde, wird durch das gerichtlich
erholte Gutachten vom 20.03.2020 bestätigt und von der
Beklagten auch nicht mehr in Zwetfel gezogen.

Festzustellen ist daneben, dass bereits nach dem unstreitigen
Tätbestand feststeht, dass bei der geplanten Ablieferung in
Spanien Feuchtigkeitsauftragungen auf den Fließstoffgebin-
den innerhalb des Fahrzeugs aufder Verpackung vorhanden
waren, die Annahme daher verweigert wurde.

Dass Undichtigkeiten im Planenaufbau des Tlansporrers vor-
handen waren, wird auch von der Beklagten letztlich nicht
mehr in Abrede gestellt, aber auch durch das ali Anlage K 5

vorgelegte Gutachten vom 13. I I .2018 von Dipl.-\ü7irt.-Ing.
(FH) U bestätigt.

cc) Daneben ist zu beachten, dass die Klägerin ausreichend
dargelegt und unter Beweis gestellt hat, dass es sich bei der
\(/are um empfindliches Material handelt, dessen mikrobio-
logische Verseuchung durch etwaige Feuchtigkeit vorliegend
nicht auszuschließen gewesen sei.

Soweit die Beklagte in ihrer Berufungsbegründung behaup-
tet, nach der Beweisaufnahme habe sich lediglich ergeben,
dass geringfügige \Tassertropfen auf der Tiansporwerpackung
vorhanden gewesen seien, setzt sie lediglich ihre eigene Be-
weiswürdigung an die Stelle des Gerichts, ohne relevante Feh-
ler im erstinstanzlichen Urteil aufzuzeigen. Im Übrigen wird
die tüfürdigung des Gerichts durch das vorgelegte Gutachten
vom 13.11.2018 bestätigt, wonach u.a. das Abdeckpapier in
Teilbereichen feucht, stellenweise sogar nass gewesen sei, da-
neben auch Feuchdgkeit zwischen den Folienverpackungen
und Deckeln festgestellt und an 2i Gebinden partielle Nässe-

spuren gezählt worden seien; hierbei wurde von Dipl.-\Wirt.-
Ing. (FH) U zudem festgehalten, dass bei den Gebinden, bei
welchen Feuchtigkeit zwischen den Folienverpackungen und
Deckeln festgestelit wurde, mikrobiologische Beeinträchti-
gungen nicht auszuschließen gewesen seien.

Demnach hat die Klägerseite ausreichend dargelegt und unter
Beweis gestellt, dass die Annahme der \7are in Spanien be-
rechtigt nicht angenommen worden ist. Erwas anderes kann
auch die Belda te in ihrer Berufungsbegründung nicht dar-
legen. Die Alnahmeverweigerung führt damit insbesondere
nicht zu einem Verstoß der Versicherungsnehmerin der Klä-
gerseite gegen die ihr obliegende Schadenminderungspflicht.

2. Die Beklagte kann zuletzt nicht mit Erfolg einwenden, das

Landgericht habe die Rechtsprechung des Bundesgerichtshoß
zu den Rechtsgrundsätzen des Schadenverdachts (insb. Urteil
vom 1 1 .07. 20 02, Az. I ZR 36 I 00 = tanspR 200 2, 440) nicht
auf die vorliegende Konstellation anwenden dürfen.

a) Eine Sachbeschädigung kann auch ohne festgestellte Subs-

tanzverletzung aliein aufgrund eines der betroffenen Sache

anhaftenden Schadensverdachts in Betracht kommen. Denn
der potentielle Erwerber einer rnit einem Schadensverdacht
behafteten Sache wird im Allgemeinen nicht bereit sein,
ohne vorherige Ausräumung des Verdachts ftir die betroffene
Sache den vollen Marktpreis zu zahlen bzw. diesen anzuneh-
men (vgl. BGH, Urt. v.11.07.2002-IZR36l00 -, Rn. 14,
juris). In diesem Fall ist es grundsätzlich gerechtfertigt, dass

der Eigentümer die Sache daraufhin untersuchen lässt, ob
unsichtbare Schäden tatsächlich vorhanden sind, die zur
\Wiederherstellung der Funktionstüchdgkeit der betroffenen
Sache behoben werden müssen. Die Untersuchung der Sa-

che dient dazu, deren objektiven Verkehrswert wiederherzu-
stellen, weil nur auf diese tüfeise der sich wertmindernd aus-

wirkende Schadensverdacht ausgeräumt werden kann (vgl.

BGH a.a.O., Rn. l5).

b) Auch wenn die beiden Sachverhalte nicht identisch sind,
durfte das Landgericht ausgehend von diesen Rechtsgrund-
sätzen nach der durchgeführten Beweisaufirahme von einem
hinreichend konkreten Schadensverdacht ausgehen.

Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshoß ist die Er-
forderlichkeit einer Untersuchung auf unsichtbare Schäden
grundsätzlich bereits dann gegeben, wenn ein hinreichend be-

gründeter Schadensverdacht vorliegt. Das ist weniger als eine
hohe Schadenswahrscheinlichkeit (vgl. BGH a.a.O., Rn. l6).
Gerade bei sensibler tVare fiir den sanitären Gebrauch wie
hier dürfen die Anforderungen an die entsprechende Darle-
gung nicht überhöht werden (vgl. BGH a.a.O., Rn. 17).

Der Planenaufbau des Aufliegers enthielt - nunmehr unstrei-
tig - mehrere Undichtigkeiten. Es ist auch zu einem nicht
unerheblichen Feuchtigkeitseintritt gekommen. Zu.m Zeit-
punkt der \Tarenlieferung hat es in der Region des EmpFän-
gers stärker geregnet. Bei der -Ware handelt es sich um emp-
findliches Material. Dessen mikrobiologische Verseuchung
konnte durch die festgestellte Feuchtigkeit vorliegend nicht
ohne genauere lJntersuchung ausgeschlossen werden (s.o.).

Nachdem das Landgericht der Klage aus den dargelegten
Gründen zu Recht stattgegeben hat, muss der hiergegen ge-

richteten Berufung der Beklagten der Erfolg versagt bleiben
und sie wird zurückzuweisen sein.

II.

Die Voraussetzungen für die Zulassung der Revision (vgl.

S 522 Abs. 2 Satz I Nr. 2 und 3 ZPO) liegen nicht vor.
Über klärungsfähige und -bedürftige Rechtsfragen hat der
Senat nicht zu befinden. Er beabsichtigt eine einzelfall-
bezogene Entscheidung auf der Grundlage der nach ge-
sicherter höchstrichterlicher Rechtsprechung berufungs-
rechtlich nicht zu beanstandenden erstinstanzlichen Fest-
stellungen.

Eine mündliche Verhandlung ist nicht geboten (vgl. S 522
Abs. 2 Satz I Nr. 4 ZPO). Anhaltspunkte dafür, dass in
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